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Entschadigung: nach Videouberwachung

Das Hessische Landesarbeitsgericht hat einen Arbeitgeber zur Zahlung einer Entschadigung von 7.000 €
verurteilt, weil er eine Mitarbeiterin mindestens seit Juni 2008 an ihrem Arbeitsplatz permanent mit
einer Videokamera iiberwachte.

Die 24-jahrige kaufmannische Angestellte arbeitete in einer hessischen Niederlassung eines
bundesweit aktiven Unternehmens. Gegeniiber der Eingangstiir des Biiros hatte der Arbeitgeber eine
Videokamera angebracht, die nicht nur auf den Eingangsbereich, sondern im Vordergrund auch auf den
Arbeitsplatz der Klagerin gerichtet war. Mit der im Oktober 2008 eingegangenen Klage machte die
Mitarbeiterin Schadensersatzanspriichen wegen Personlichkeitsverletzung geltend. Das Arbeitsgericht
verurteilte den Arbeitgeber zur Zahlung einer Entschadigung von 15.000,- €.

Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung hatte nur zum Teil Erfolg. Weder das Arbeitsgericht noch
das Landesarbeitsgericht lieBen die Einwendungen des Arbeitgebers gelten. Der Arbeitgeber hatte sich
im Prozess damit verteidigt, dass die Kamera nicht standig in Funktion gewesen und nur zur Sicherheit
der Mitarbeiter angebracht worden sei, weil es in der Vergangenheit schon zu Ubergriffen auf
Mitarbeiter gekommen sei. Dennoch, so argumentierte das Hessische Landesarbeitsgericht, sei der
Eingriff in das allgemeine Personlichkeitsrecht der Mitarbeiterin unverhaltnismaRig. Eine Ausrichtung
der Kamera nur auf den Eingangsbereich des Biiros ware moglich gewesen. Es sei auch unerheblich,
dass die Kamera nicht standig in Funktion war. Allein die Unsicherheit dariiber, ob die Kamera
tatsachlich aufzeichne oder nicht, habe die Mitarbeiterin einem standigen Anpassungund
Uberwachungsdruck ausgesetzt, den sie nicht hinnehmen musste, nachdem sie sich bereits friih gegen
die Installation der Videokamera gewandt hatte. Es handele es um eine schwerwiegende und
hartnackige Verletzung des informationellen Selbstbestimmungsrechts, die nach Abwagung aller
Umstande die Verurteilung zu einer Entschadigung von 7.000 € rechtfertige. Die Zubilligung einer
Geldentschadigung im Falle einer solchen schweren Personlichkeitsrechtsverletzung beruhe auf dem
Gedanken, dass ohne einen Entschadigungsanspruch Verletzungen der Wiirde und Ehre des Menschen
haufig ohne Sanktionen blieben mit der Folge, dass der Rechtsschutz der Personlichkeit verkiimmern
wiirde. Bei der Entschadigung stehe regelmaRig der Gesichtspunkt der Genugtuung des Opfers im
Vordergrund.

Urteil vom 25.10.2010, Az.:7 Sa 1586/09
Vorinstanz: ArbG Wetzlar, Urteil vom 01.09.2009, Az.: 3 Ca 211/08
(Quelle: PM vom 26.01.2011)

Autor:
RA Max-Lion Keller, LL.M. (IT-Recht)
Rechtsanwalt

Copyright © | IT-Recht Kanzlei Miinchen | Alter Messeplatz 2 | 80333 Munchen | Tel. + 49 (0)89 13014330 | Fax +49 (0)89 130143360


https://www.it-recht-kanzlei.de/Urteil/5267/Hessisches_Landesarbeitsgericht/7_Sa_158609/Urteil.html
http://www.tcpdf.org

	Entschädigung: nach Videoüberwachung

